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i m p r e s s u m

i n h a l t

Mittels Tracking werden Personendaten 
in grosser Zahl gesammelt und bearbeitet, 
wobei Bearbeitungszwecke und Daten
empfänger oft unklar bleiben. Was ist 
beim Einsatz von Tracking zu beachten 
und wie kann sich der Einzelne gegen 
unerwünschtes Tracking wehren?

Tracking –  
rechtliche Stand-
ortbestimmung

Durch Techniken zum Selbstdatenschutz 
können sich Nutzer vor der Überwachung 
durch übermächtige Staaten und Konzer-
ne schützen. Darüber hinaus eignen sie 
sich jedoch auch als Werkzeug zur Aus-
übung zivilen Ungehorsams, also als Mit-
tel zum Protest gegen die allgegenwärtige 
Überwachung im Internet.

Notwehr oder 
notwendiger 
Ungehorsam?

Tracking im Internet – durch Geheim
dienste, aber auch durch die IT-Markt
führer aus den USA, die es mit dem 
Datenschutz und unserer Privatsphäre 
nicht so genau nehmen. Die Politik 
scheint mit dieser globalen Herausforde-
rung überfordert zu sein. Mit welchen IT-
Sicherheitsstrategien und IT-Sicherheits-
massnahmen können die Nutzer selber 
das Risiko eines Schadens reduzieren?

Tracking im 
Internet und 
Selbst- 
datenschutz
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Im Urteil des Europäischen Gerichtshofes 
vom 13. Mai 2014 zu Google Search wird 
die Anwendbarkeit des EU-Datenschutz-
rechts auf Google Spain festgehalten und 
ein Recht auf Vergessen anerkannt. Aller-
dings wäre eine sorgfältigere Abwägung 
zwischen Meinungsfreiheit und Daten-
schutz äusserst wünschenswert gewesen.

Recht auf 
Vergessen bei 
Suchmaschinen

r e p o r t

privatim
Aus den Datenschutz- 
behörden
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schlusstakt
Big Mother im  
Kinderzimmer
von Beat Rudin� Seite 188

cartoon 
von Reto Fontana

Nicht nur Geheimdienste und Werbe
wirtschaft «bemuttern» uns. Auch mit der 
Angst der Mütter und Väter lassen sich 
gute Geschäfte machen – die Datensam-
melwut beginnt im Kinderzimmer …

Big Mother im  
Kinderzimmer

Wozu Tracking im Alltag führen kann,  
zeigt unser Cartoonist Reto Fontana an-
schaulich.

Potentes Tracking

Auftragsdatenbearbeitung – zum Vierten	
Der vierte und abschliessende Teil widmet 
sich der Ausgestaltung und dem Inhalt der 
datenschutzrechtlichen Regelungen, die 
unmittelbar von der konkreten Risikolage 
des Einzelfalls abhängen. Die Autorin 
stellt die risikotreibenden Faktoren zusam-
men, zeigt Lösungsansätze auf und stellt 
eine Checkliste zur Verfügung. 

Auftragsdaten
bearbeitung –  
zum Vierten

Bei Micropayment geht es um die 
Möglichkeit, im Internet kleinste Beträge 
bezahlen zu können. Solche Systeme 
müssen einfach und angemessen sicher 
sein. Der Beitrag stellt die Weiterentwick-
lung eines solchen Bezahldienstes in einer 
Kooperation zwischen Fachhochschule 
und einem Industriepartner dar. 

«Micropayment»: 
IT-Security & IT-
Risk
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Rech t sp r echung

Recht auf Vergessen 
bei Suchmaschinen

Urteil Rs C-131/12 des 
Europäischen Gerichtsho-
fes (EuGH) vom 13.  Mai 
2014 (Art. 2 lit. b und d, 
4 Abs. 1 lit. a und c, 12 
lit. b und 14 Abs. 1 lit. a 
Richtlinie 95/46/EG, Art. 7 
und 8 Grundrechtecharta 
und Art. 8 EMRK) 

Leitsätze
n  Die Tätigkeit einer Suchma-
schine ist eine «Verarbeitung 
personenbezogener Daten» 
und der Betreiber einer Such-
maschine ist als ein für die 
«Verarbeitung personenbezo-
gener Daten Verantwortlicher» 
einzustufen.
n  Durch die Werbetätigkeiten 
einer Zweigniederlassung 
eines Suchmaschinenbetrei-
bers findet eine «Verarbeitung 
personenbezogener Daten im 
Rahmen» im Hoheitsgebiet 
des Staates statt, indem sich 
die Zweigniederlassung befin-
det.
n  Zur Wahrung der einer Per-
son zum Schutz ihrer Privat-
sphäre und ihrer Daten zu
stehenden Rechte ist der 
Suchmaschinenbetreiber ver-
pflichtet, in der Ergebnisliste 
Links zu von Dritten veröffent-
lichten Internetseiten mit In-
formationen über eine Person 
zu entfernen, auch wenn die 
Veröffentlichung auf den In-
ternetseiten an sich rechtmäs-
sig ist. 

n  Bei der grundrechtlichen 
Interessenabwägung überwie-
gen die Interessen des Schut-
zes der Privatsphäre und des 
Datenschutzes gegenüber den 
wirtschaftlichen Interessen 
des Suchmaschinenbetreibers 
und auch gegenüber den Inter
essen der Öffentlichkeit am 
Zugang zu den im Rahmen 
eines Suchvorgangs gewon
nenen Informationen, sofern 
die Suche nicht eine Person 
des öffentlichen Lebens be-
trifft und in diesem Fall das 
Interesse einer breiten Öffent-
lichkeit überwiegen könnte.

Sachverhalt 
Der Google-Suchdienst 

(Google Search) wird von der 
Muttergesellschaft des Google- 
Konzerns mit Sitz in den USA 
betrieben (Google Inc.). Google 
Search indexiert Websites auf 
der ganzen Welt, speichert 
diese Informationen auf Ser-
vern und erlaubt den Nutzern, 
systematisch nach Inhalten 
von Internetseiten zu suchen. 
Der Dienst wird weltweit über 
die Webseite <www.google.
com> angeboten. Für viele 
Länder, darunter Spanien1, 
gibt es lokale, an die jeweilige 
Landessprache angepasste 
Versionen. Google finanziert 
sich im Wesentlichen über 
Werbung. Google Spain, eine 
Gesellschaft mit eigener 
Rechtspersönlichkeit, ist in 
Spanien für die Durchführung 

des Verkaufs von Produkten 
und Diensten der Onlinewer-
bung an Dritte und das ent-
sprechende Marketing zustän-
dig. 

Der spanische Staatsbür-
ger Mario Costeja Gonzalez 
beschwerte sich bei der spa
nischen Datenschutzbehörde 
(Agencia Espanola de Protec-
cion de Datos, AEPD) darüber, 
dass bei Eingabe seines Na-
mens in die Google-Suchma-
schine den Internetnutzern 
Links zu zwei Seiten der spa-
nischen Zeitschrift «La Van
guardia» aus dem Jahre 1998 
angezeigt werden und so er-
sichtlich wird, dass er damals 
im Zusammenhang mit nicht 
bezahlten Sozialversicherungs
beiträgen gepfändet wurde. 
Herr Costeja Gonzalez verlang-
te, dass die Zeitschrift die ge-
nannten Seiten löschte und 
dass Google Spain oder die 
Google Inc. (Hauptsitz in Ka-
lifornien) die ihn betreffenden 
Personendaten zu löschen 
oder so zu verbergen haben, 
dass diese weder in den Such-
ergebnissen noch in Links zur 
fraglichen Zeitschrift erschei-
nen. Er begründete seine For-
derung damit, dass die dama-
lige Pfändung längst erledigt 
sei und deshalb bei Google 
Recherchen nicht mehr Er-
wähnung finden dürfe. 

Die AEPD wies die Be-
schwerde zurück, soweit sie 
die Zeitschrift betraf; die Ver-

Kurt Pärli, Profes­
sor für Arbeitsrecht 
und Europarecht 
an der School of 
Management and 
Law der Zürcher 
Hochschule für 
Angewandte 
Wissenschaften, 
Winterthur, und 
Privatdozent für 
Arbeits- und Sozial- 
versicherungsrecht 
an der Universität 
St. Gallen. 
kurt.paerli@ 
zhaw.ch 
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öffentlichung der streitigen 
Information sei rechtmässig 
erfolgt. Gegenüber Google 
Spain und Google Inc. hielt 
AEPD indes fest, wenn wie 
vorliegend das Aufspüren und 
die Verbreitung der Daten das 
Grundrecht auf Datenschutz 
und die Würde der betroffenen 
Person beeinträchtigen könne, 
sei der Suchmaschinenbetrei-
ber verpflichtet, die fraglichen 
Informationen zu entfernen. 
Dass die Information weiterhin 
rechtmässig im Online-Archiv 
der fraglichen Zeitschrift vor-
handen sei, spiele dabei keine 
Rolle. Google Spain und 
Google Inc. erhoben gegen die 
Entscheidung der AEPD Klage 
bei der Audiencia Nacional, 
die das Verfahren aussetzte 
und dem Europäischen 
Gerichtshof (EuGH) Fragen 
zum sachlichen und räumli-
chen Anwendungsbereich der 
EU-Datenschutzrichtlinie (RL 
95/46/EG) und zur Tragweite 
des Rechts auf Löschung bzw. 
und/oder Widerspruch gegen 
die Verarbeitung von Perso
nendaten stellte. In seinen 
Schlussanträgen vom 25. Juni 
2013 nimmt Generalanwalt 
Niilo Jääskinen ausführlich 
und gleichzeitig sehr zurück-
haltend zu den Vorlagefragen 
Stellung. Namentlich sei der 
Suchmaschinenanbieter i.d.R. 
nicht als Verantwortlicher für 
die Bearbeitung personenbe-
zogener Daten anzusehen2 
und auch könne aus den 
Grundrechten kein absolutes 
Recht auf Vergessen aus der 
RL 95/46/EG abgeleitet wer-
den3. Wie sogleich aufgezeigt 
wird, folgt der EuGH den 
Schlussanträgen des General-
anwaltes in weiteren Teilen 
nicht. 

Entscheidung und 
Begründung des EuGH 
Der EuGH prüft zunächst, 

ob die Tätigkeit einer Such
maschine als «Verarbeitung 
personenbezogener Daten» im 
Sinne von Art.  2 lit.  b RL 
95/46/EG anzusehen ist. Un-
streitig ist, dass die Publika
tion von Informationen auf 
einer Internetseite eine Ver
arbeitung personenbezogener 
Daten darstellt4. Ein Such
maschinenbetreiber beschafft 
personenbezogene Daten, 
wenn er das Internet nach dort 
veröffentlichten Informationen 
durchforstet und die gewonne-
nen Daten danach mit einem 
Indexierungsprogramm aus-
liest, speichert, organisiert, 
auf seinem Server aufbewahrt 
und den Nutzern in Ergebnis-
listen weitergibt. Diese Aktivi-
täten stellen für den EuGH 
eine Bearbeitung personenbe-
zogener Daten dar, auch wenn 
die Suchmaschine nicht zwi-
schen Informationen ohne und 
solchen mit Personenbezug 
unterscheidet5. Auch nicht 
einschlägig ist, dass diese In-
formationen bereits im Inter-
net veröffentlicht sind6. 

Auch die Frage, ob ein 
Suchmaschinenbetreiber als 
«für die Verarbeitung Verant-
wortlicher» im Sinne von 
Art. 2 lit. d RL 95/46/EG an-
zusehen ist, wird vom EuGH 
bejaht. Der Suchmaschinen-
betreiber, vorliegend Google, 
entscheidet selbst über die 
Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten, trägt wesentlich zur 
weltweiten Verbreitung von 
personenbezogenen Daten bei 
und erleichtert den Nutzern 
die Erstellung mehr oder we-
niger detaillierter Personen-
profile. Für den EuGH ist 
deshalb klar, dass die Tätig- 
keit einer Suchmaschine die 

Grundrechte auf Achtung des 
Privatlebens und Schutz per-
sonenbezogener Daten erheb-
lich beeinträchtigen kann und 
«zwar zusätzlich zur Tätigkeit 
der Herausgeber von Web
sites»7.

Die Frage, ob das EU-Da-
tenschutzrecht auf die Aktivi-
täten von Google Search An-
wendung findet, beantwortet 
der EuGH nach Art. 4 Abs. 1 
lit.  a RL 95/46/EG. Nach 
dieser Bestimmung finden 
die  Datenschutzvorschriften 
Anwendung, wenn eine Nie-
derlassung im Rahmen ihrer 
Tätigkeit personenbezogene 
Daten bearbeitet. Unbestritte-
nermassen übt Google Spain 
eine effektive Tätigkeit mittels 
einer festen Einrichtung in 
Spanien aus und es handelt 
sich demnach um eine Nieder-
lassung im Sinne von Art.  4 
Abs.  1 lit.  a RL 95/46/EG. 
Streitig ist jedoch, ob Google 
Spain überhaupt personenbe-

K u r z & b ü n d i g

Das Urteil Rs C-131/12 des Europäischen Gerichts-
hofes (EuGH) vom 13. Mai 2014 ist differenziert 
zu bewerten. Aus Sicht des Datenschutzes fällt die 
Bilanz positiv aus. Ohne dies ausdrücklich zu er-
wähnen, anerkennt der EuGH zumindest im Zusam-
menhang mit Suchdiensten im Internet ein Recht 
auf Vergessen. Auch ist erfreulich, dass der EuGH 
mit der nötigen Klarheit den Anwendungsbereich 
des EU-Datenschutzrechts auf Google Spain fest-
hält. Google und alle anderen Suchmaschinenbe-
treiber müssen nun die gesamten Anforderungen 
an eine korrekte Datenbearbeitung erfüllen, wie sie 
in der Datenschutzrichtlinie verankert sind. Bei 
genauerer Betrachtung hinterlässt das Urteil indes 
ein leichtes Unbehagen. Der Gebrauch einer Such-
maschine fällt in den Schutzbereich der Informa
tionsfreiheit. Eine Entscheidung, wie sie der EuGH 
gefällt hat, könnte auf eine Zensur des Internets 
durch Private hinauslaufen. Eine sorgfältigere Ab-
wägung zwischen Meinungsfreiheit und Daten-
schutz wäre äusserst wünschenswert gewesen.
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zogene Daten bearbeitet. 
Google Spain und Google Inc. 
sind der Ansicht, die im Aus-
gangsfall vorliegende Bearbei-
tung personenbezogener Da-
ten erfolge ausschliesslich 
durch Google Inc., die in Spa-
nien keine Niederlassung hat. 
Die Tätigkeit von Google Spain 
beschränke sich auf den Wer-
bebereich, der vom Suchma-
schinendienst zu unterschei-
den sei. Der EuGH folgt dieser 
Argumentation nicht. Mit Blick 
auf das Ziel der RL 95/46/EG 
– wirksamer und umfassender 
Schutz der Grundfreiheiten 
und Grundrechte einer Person 
bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten – sei eine 
weite Auslegung der Wendung 
«im Rahmen der Tätigkeiten 
einer Niederlassung» erforder-
lich8. Folglich erkennt der 
EuGH, dass die Tätigkeiten 
des Suchmaschinenbetreibers 
Google Inc. und die seiner 
Niederlassung Google Spain 
untrennbar miteinander ver-
knüpft sind, «da die die Wer-
beflächen betreffenden Tätig-
keiten das Mittel darstellen, 
um die in Rede stehende 
Suchmaschine wirtschaftlich 
rentabel zu machen, und die 
Suchmaschine gleichzeitig 
das Mittel ist, das die Durch-
führung dieser Tätigkeiten er-
möglicht»9. Im Ergebnis fallen 
die Aktivitäten von Google 
Spain unter Art. 4 Abs. 1 lit. a 
RL 95/46/EG.

In einem nächsten Schritt 
prüft der EuGH den Umfang 
der Verantwortlichkeit des 
Suchmaschinenbetreibers. Im 
Raum stehen Art. 12 lit. b RL 
95/46/EG (Anspruch auf Be-
richtigung, Sperrung oder Lö-
schung von Daten, wenn die 
Bearbeitung nicht der Richt
linie entspricht) und Art.  14 
Abs.  1 lit.  a (Widerspruchs-
recht der betroffenen Person 
gegenüber der Datenbearbei-
tung). Unter Bezugnahme auf 
seine frühere Rechtspre-
chung10 hält der EuGH fest, 

die Bestimmungen der RL 
95/46/EG seien im Lichte der 
Grundrechte auszulegen, na-
mentlich Art.  7 (Recht auf 
Achtung des Privatlebens) und 
Art. 8 (Recht auf Datenschutz) 
der Grundrechtecharta11.

Art. 12 lit. b RL 95/46/EG 
verpflichtet die Mitgliedstaa-
ten zur Garantie, u.a. die Lö-
schung von Daten zu verlan-
gen, wenn deren Bearbeitung 
nicht den Bestimmungen der 
Richtlinie entsprechen, insbe-
sondere wenn diese Daten 
unvollständig oder unrichtig 
sind. Das Wort «insbesondere» 
bedeutet, dass ein Anspruch 
auf Berichtigung oder Lö-
schung nicht nur besteht, 
wenn die Daten unrichtig oder 
unvollständig sind. Der An-
spruch besteht vielmehr auch 
dann, wenn in anderer Weise 
gegen die in der Richtlinie 
aufgeführten Datenbearbei-
tungsvorschriften verstossen 
wird. Namentlich hat der für 
die Datenbearbeitung Verant-
wortliche nach Art.  6 RL 
95/46/EG dafür zu sorgen, 
dass die personenbezogenen 
Daten «nach Treu und Glau-
ben und auf rechtmässige 
Weise verarbeitet werden» und 
«nicht länger, als es für die 
Realisierung der Zwecke, für 
die sie erhoben oder weiterver-
arbeitet werden, erforderlich 
ist, in einer Form aufbewahrt 
werden, die die Identifizierung 
der betroffenen Person ermög-
licht»12. Wenn die Vorausset-
zungen der rechtmässigen 
Bearbeitung von Personen
daten nicht mehr vorliegen, 
hat der für die Verarbeitung 
Verantwortliche «alle ange-
messenen Massnahmen zu 
treffen, damit Daten (…) ge-
löscht oder berichtigt wer-
den»13.

Nach Art. 14 Abs. 1 lit. a 
RL 95/46/EG haben die Mit-
gliedstaaten den betroffenen 
Personen das Recht zu gewäh-
ren, bei Vorliegen überwiegen-
der und schutzwürdiger Grün-

de gegen eine Bearbeitung sie 
betreffender Personendaten 
Widerspruch zu erheben. Der 
EuGH ruft an dieser Stelle des 
Urteils in Erinnerung, dass die 
von einem Suchmaschinen
betreiber ausgeführte Verar-
beitung personenbezogener 
Daten die Grundrechte in 
Art.  7 und 8 der Grund-
rechtecharta erheblich beein-
trächtigt. Diese Beeinträchti-
gung wird verstärkt durch die 
Bedeutung, die dem Internet 
und den Suchmaschinen in 
der modernen Gesellschaft zu-
kommt14. Ein solcher Eingriff 
kann auch nicht lediglich mit 
der Geltendmachung der wirt-
schaftlichen Interessen des 
Suchmaschinenbetreibers an 
der Datenverarbeitung ge-
rechtfertigt werden. Mit zu 
beachten gelten gemäss EuGH 
vielmehr auch die Interessen 
der Internetnutzer. Zwischen 
den verschiedenen Interessen 
muss eine Abwägung vorge-
nommen werden, dabei kommt 
es u.a. auch auf die Rolle an, 
die eine Person im öffentli-
chen Leben innehat15. 

Fällt die Interessenabwä-
gung zugunsten der von der 
Datenbearbeitung betroffenen 
Person aus, so hat die zustän-
dige Stelle den Suchmaschi-
nenbetreiber anzuweisen, 
«aus der Liste mit den Ergeb-
nissen einer anhand des Na-
mens einer Person durchge-
führten Suche Links zu von 
Dritten veröffentlichten Seiten 
mit Informationen über diese 
Person zu entfernen (…)»16. 
Nicht einschlägig ist dabei, ob 
die entsprechende Informa
tion gleichzeitig auch vom 
Herausgeber der Internetseite 
freiwillig oder auf behördliche 
Anordnung entfernt wurde. 
Der EuGH legt Wert auf die 
Unterscheidung zwischen In-
formationen auf der Inter
netseite an sich und den Infor-
mationen, die Ergebnis des 
Suchmaschinendienstes dar-
stellen. Die vorzunehmende 
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Interessenabwägung kann un-
terschiedlich ausfallen, da 
auch die Folgen der Bearbei-
tung personenbezogener Da-
ten für das Privatleben einer 
Person nicht zwangsläufig die-
selben sind17. 

Abschliessend prüft der 
EuGH den Umfang der durch 
die Rl 96/46/EG garantierten 
Rechte. Im Verfahren vor dem 
EuGH machen Herr Costeja 
Gonzalez und die italienische 
und spanische Regierung gel-
tend, die Indexierung der sie 
betreffenden personenbezoge-
nen Daten durch eine Such-
maschine würde das «Recht 
auf Vergessen» betreffen, dass 
in den Grundrechten auf 
Schutz personenbezogener 
Daten und auf Achtung des 
Privatlebens enthalten sei. Der 
EuGH äussert sich nicht direkt 
zur Existenz und zum Umfang 
eines grundrechtlichen Rechts 
auf Vergessen. Er hält jedoch 
fest, dass «auch eine ur-
sprünglich rechtmässige Ver-
arbeitung sachlich richtiger 
Daten im Laufe der Zeit nicht 
mehr den Bestimmungen der 
Richtlinie entsprechen kann, 
wenn die Daten für die Zwe-
cke, für die sie erhoben oder 
verarbeitet worden sind, nicht 
mehr erforderlich sind»18. Dar
aus schliesst der EuGH, dass 
die Voraussetzungen der kor-
rekten Datenbearbeitung im-
mer aktuell gegeben sein müs-
sen. Im konkreten Fall muss 
die zuständige Behörde also 
prüfen, ob die betroffene Per-
son einen Rechtsanspruch 
hat, dass eine vorhandene In-
formation nicht auf der Ergeb-
nisliste eines Suchmaschinen-
dienstes auftaucht. Für die 
Interessenabwägung postuliert 
der EuGH eine Vermutung, 
dass die Rechte der betroffe-
nen Person gegenüber denen 
des Suchmaschinenbetreibers 
und dem Interesse einer brei-
ten Öffentlichkeit an Informa-
tion vorgehen. Anders zu ent-
scheiden ist dann, wenn eine 

Person des öffentlichen Le-
bens betroffen ist und der Ein-
griff in die Grundrechte dieser 
Person durch überwiegende 
öffentliche Interessen gerecht-
fertigt werden kann19. Im vor-
liegenden Fall «ist davon aus-
zugehen, dass die betroffene 
Person wegen der Sensibilität 
der (…) Informationen für ihr 
Privatleben und weil die ur-
sprüngliche Veröffentlichung 
der Anzeigen 16 Jahre zurück-
liegt, ein Recht darauf hat, 
dass diese Information nicht 
mehr durch eine solche Ergeb-
nisliste mit ihrem Namen ver-
knüpft werden»20. Ein über-
wiegendes Interesse der Öf-
fentlichkeit an den fraglichen 
Informationen ist nicht er-
sichtlich bzw. dies muss durch 
das vorlegende Gericht geprüft 
werden. 

Bemerkungen
Das vorliegende EuGH-Ur-

teil ist differenziert zu bewer-
ten. Aus Sicht des Daten-
schutzes fällt die Bilanz posi-
tiv aus. Der EuGH stellt sich 
schützend vor den spanischen 
Bürger Mario Costeja Gonza-
lez, der den vermeintlich aus-
sichtslosen Kampf gegen den 
Giganten Google aufgenom-
men und zu guter Letzt auch 
gewonnen hat. Google wird 
nun verpflichtet zu vermeiden, 
dass bei einer Google-Suche 
(theoretisch) die ganze Welt 
mit einem einfachen Klick von 
den Problemen erfährt, die 
Herr Costeja Gonzalez vor 
16 Jahren im Zusammenhang 
mit nicht bezahlten Sozialver-
sicherungsbeiträgen hatte. 
Ohne dies ausdrücklich zu er-
wähnen, anerkennt der EuGH 
damit zumindest im Zusam-
menhang mit Suchdiensten 
im Internet ein Recht auf Ver-
gessen. Auch ist erfreulich, 
dass der EuGH mit der nötigen 
Klarheit den Anwendungsbe-
reich des EU-Datenschutz-
rechts auf Google Spain fest-
hält. Die Werbeaktivitäten von 

Google Spain sind untrennbar 
mit denen des Google-Such-
dienstes des Firmensitzes in 
den USA verknüpft und der 
«Flucht» aus dem EU-Daten-
schutzrechtsrahmen durch 
entsprechende Firmenkon
strukte wurde ein Riegel ge-
schoben. 

Bei genauerer Betrachtung 
hinterlässt das Urteil indes ein 
leichtes Unbehagen. Auffal-
lend ist vorerst die grosse Dis-
krepanz zwischen den Ausfüh-
rungen des Generalanwaltes 
und dem Urteil. Irritierend 
wirkt, dass der EuGH seine 
abweichende Haltung in kei-
ner Weise begründet und sich 
im ganzen Urteil überhaupt 
nicht mit den durchaus be-
merkenswerten Überlegungen 
des Generalanwaltes ausein-
andersetzt. Einig sind sich der 
Generalanwalt und der EuGH 
lediglich bezüglich dem räum-
lichen Anwendungsbereich 
der RL 95/46/EG. Der Gene-
ralanwalt ist jedoch der Auf-
fassung, dass ein Suchma-
schinenbetreiber hinsichtlich 
personenbezogener Daten auf 
Quellwebseiten Dritter nicht 
generell als «für die Verarbei-
tung Verantwortlicher» anzu-
sehen sei21. Der Suchmaschi-
nenanbieter sei zwar für den 
Index ihrer Suchmaschinen 
verantwortlich, nicht aber für 
den Inhalt des Cache der In-
ternetsuchmaschine, «da der 
Cache das Ergebnis eines voll-
kommen technischen und 
automatisierten Vorgangs ist, 
bei dem ein genaues Abbild 
der Textdaten der durchsuch-
ten Webseiten mit Ausnahme 
der von der Indexierung und 
Archivierung ausgeschlosse-
nen Daten hergestellt wird»22. 
Der EuGH indes sieht das 
anders, der Suchmaschinen-
betreiber ist für die Daten
bearbeitung im Sinne der  
EU-Datenschutzrichtlinie ver-
antwortlich und dies hat Kon-
sequenzen, die weit über das 
im vorliegenden Fall streitige 
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Löschungsrecht hinausgehen. 
Google und alle anderen Such-
maschinenbetreiber müssen 
die gesamten Anforderungen 
an eine korrekte Datenbearbei-
tung erfüllen, wie sie in der 
Datenschutzrichtlinie veran-
kert sind23. 

Eine andere Lösung hat 
der  Generalanwalt auch hin-
sichtlich der Abwägung der 
verschiedenen involvierten 
Grundrechte vorgeschlagen. 
Während der EuGH einen Vor-
rang des Schutzes der Privat-
sphäre und des Datenschutzes 
vor den wirtschaftlichen Inter

essen des Suchmaschinenbe-
treibers und i.d.R. auch vor 
den Informationsinteressen 
der Öffentlichkeit bejaht, ar-
gumentiert der Generalanwalt 
differenzierter24 und verweist 
insbesondere auf die Recht-
sprechung des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschen-
rechte (EGMR) zur Informa
tionsfreiheit als Teilgehalt des 
Art. 10 der Europäischen Kon-
vention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfrei-
heiten (EMRK)25. Der Ge-
brauch der Suchmaschine 
falle in den Schutzbereich der 

Informationsfreiheit, die Inter-
netsuche mittels Suchmaschi-
nen gehöre heute zu den wich-
tigsten Ausübungen dieses 
Grundrechts, entsprechend 
sei deshalb Zurückhaltung ge-
genüber einer Einschränkung 
dieser Freiheit geboten. Eine 
Entscheidung, wie sie der 
EuGH nun gefällt hat, könne 
auf eine Zensur des Internets 
durch Private hinauslaufen26. 
Google Schweiz hat bisher 
4184 Gesuche zur Löschung 
von Suchergebnissen erhal-
ten. Obwohl die Schweiz kein 
Mitglied der EU ist und der 
EuGH-Entscheid somit nicht 
verbindlich ist für die Schweiz, 
löscht Google auch hier Bei-
träge. Es wurden bereits Links 
zu 4910 Webseiten entfernt27.

Die Gefahr, dass sich der 
«Sieg gegen Google» des Bür-
gers Costeja Gonzalez als Be-
drohung der Meinungsfreiheit 
vieler Bürgerinnen und Bürger 
entpuppen könnte, ist nicht 
von der Hand zu weisen. Im 
Internet besteht die Gefahr der 
Einschränkung der Meinungs-
freiheit – und auch die Bedro-
hung der Privatsphäre – zwar 
vor allem durch staatliche 
Kontrolle und Überwachung. 
Das vorliegende Urteil hat aber 
ungeachtet seiner auch positi-
ven Wirkung für den Daten-
schutz auch Wirkung als Trei-
ber für weitere Zensurmass-
nahmen im Internet. Der 
Gerichtshof in Luxemburg 
(EuGH) wäre gut beraten ge-
wesen, bei der Abwägung der 
Grundrechte «Schutz der Pri-
vatsphäre» und «Datenschutz» 
die Rechtsprechung des 
Strassburger-Gerichtshofes 
(EGMR) zur Meinungsfreiheit 
stärker zu beachten. Die 
Grundrechte-Charta selbst 
hält in Art. 52 Abs. 3 die Ver-
pflichtung fest, wonach «Lu-
xemburg» bei der Auslegung 
mit der EMRK korrespondie-
rende Grundrechte die Recht-
sprechung «Strassburgs» be-
rücksichtigen muss. 
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Trotz den «Risiken und Ne-
benwirkungen» des Google-
Urteils bleibt abschliessend 
festzustellen, dass der EuGH 
zum zweiten Mal innert kurzer 
Zeit die grosse Bedeutung des 
in der Grundrechtecharta ver-
ankerten Schutzes der Privat-
sphäre und der persönlichen 
Daten im digitalen Zeitalter 
hervorgehoben hat. Nur weni-
ge Wochen vor dem Google-
Urteil entschied der EuGH 
nämlich, dass die im Zusam-
menhang mit der Terrorismus-
bekämpfung erlassene soge-
nannte Vorratsspeicher-Richt-
linie28 unverhältnismässig in 
Art.  7 und 8 der Grund-
rechtecharta eingreift und 
deshalb ungültig ist29. Nach 
diesem Urteil stellt die Vor-
ratsspeicherung von Kommu-
nikationsdaten einen schwer-
wiegenden Eingriff in Art.  7 
und 8 der Grundrechtecharta 
dar30. Zwar wird mit der Vor-
ratsspeicherung ein legitimes 
Ziel verfolgt, die Richtlinie 

enthält indes keine objektiven 
Kriterien, anhand deren die 
auf Vorrat gespeicherten Da-
ten auf das absolut Notwendi-
ge zu beschränken sind31. 
Auch entspricht die in der 
Richtlinie vorgesehene Dauer 
der Speicherung (zwischen 
sechs und 24 Monaten) den 
Anforderungen der Verhältnis-
mässigkeit32. 

Auch wenn im Google-Ur-
teil eine sorgfältigere Abwä-
gung zwischen Meinungsfrei-
heit und Datenschutz wün-
schenswert gewesen wäre, 
sind die jüngsten Signale aus 
Luxemburg für den Schutz der 
Privatsphäre und den Daten-
schutz erfreulich. Sowohl ge-
genüber staatlicher Überwa-
chung als auch gegen eine 
uneingeschränkte Datenbear-
beitung Privater lassen sich 
aus den Urteilen i.S. Google 
und bezüglich der Vorratsspei-
cher-Richtlinie gewichtige Ar-
gumente entnehmen. Bleibt 
zu hoffen, dass der Gerichts-

hof einen wirksamen Schutz 
der Privatsphäre und des Da-
tenschutzes auch vor Be-
schränkungen gewährleistet, 
die seitens des EU-Gesetzge-
bers mit dem Argument des 
Binnenmarktes drohen. Die 
geplante EU-Datenschutzver-
ordnung schränkt jeden mit-
gliedstaatlichen Spielraum für 
einen Datenschutz über dem 
EU-Niveau ein. Datenschutz 
dient in der EU sowohl dem 
Schutz der Persönlichkeit als 
auch dem Abbau von Binnen-
markthindernissen, was not-
wendigerweise zu Zielkonflik-
ten führt33.� n
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